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Am Samstag und Sonntag, 5. und 6. September 2009 


findet in Bern 


die sechste Sommeruniversität von attac Schweiz statt. 


UNSERE ANTWORTEN 
AUF EURE KRISE 


Die mit voller Wucht eingeschlagene Krise hat 
sich in den letzten Monaten verschärft. Die 
Turbulenzen im Finanz- und Bankensystem 
haben direkte Folgen für die Realwirtschaft, 
Entlassungen und Arbeitslosigkeit verschärfen 
die Lebenssituation breiter Schichten unserer 
Gesellschaft. Junge Generationen sehen ihre 
Zukunftsperspektiven schwinden und Mi- 
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grantInnen sehen sich einer gewalttätigen 


Xenophobie und Repression ausgesetzt. Zu- + 


yr 


dem rufen die herrschenden Regierungen in 
Zeiten der Klima- und Energiekrise zu einer 
Rückkehr der Atomkraft anstatt nach Alterna- 
tiven zu suchen. In verschiedenen Ländern der 
Welt wird diesem Unbehagen Luft gemacht. 
Geschlossene Fabriken werden von der ent- 
lassenen Belegschaft besetzt, Jugendliche 
protestieren gegen Schulreformen und Mi- 
grantinnen und Migranten kämpfen um ein 
Bleiberecht für alle. 


An der sechsten Sommeruniversität von at- 
tac Schweiz am 5. und 6. September 2009 
wollen wir die aus der kapitalistischen Krise 
hervorgegangenen Widerstandserfahrungen 
diskutieren, um gemeinsame Alternativen zu 
entwickeln. Denn eine andere Welt ist nicht 
nur möglich, sie wird auch immer nötiger. 


Praktische Infos 


Veranstaltungsort ist das Kirchgemeindehaus 
Markuskirche, Tellstrasse. Die Teilnahme steht 
allen Interessierten offen! Niemand soll we- 
gen der Tagungsgebühr von der Teilnahme an 
der Sommeruni abgehalten werden! Wir bit- 
ten die Leute mit kleinem Budget, sich bei uns 
oder vor Ort an der Kasse zu melden. Natürlich 
sind wir immer froh, wenn die angegebenen 
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WWW. ATTAG-SOMMERUNT. CH 


Richtpreise im Sinne eines Solidaritätsbeitra- 
ges aufgestockt werden. Richtpreise: 1 Tag: 
20 CHFr, 2 Tage: 40 CHFr. Die Mahlzeiten sind 
nicht in der Tagungsgebühr inbegriffen. Das 
ganze Wochenende werden wir von Les Sim- 
ples bekocht. Sie verwenden hauptsächlich 





Bio-Produkte. Das Angebot berücksichtigt so- 
wohl Vegetarier/innen, wie auch Fleischgenie- 
sser/innen. Unterkunft: Jugendherberge ca. 40 
Franken oder privat bei attacis in Bern. Infos, 
Anmeldung und aktualisiertes Programm auf: 
www.attac-sommeruni.ch. 


>>> Programm attac Sommeruni 2009 >>> 


Samstag, 05. September 2009 


9:45 h Unsere Antworten auf eure Krise. Einführung in die 

Workshops 

10:00 - 12:30 Session 1: Verschärfung der Krise 

Workshop 1A: Finanz- und Bankensystem in der Krise mit Gian 
Trepp und Roman Kuenzler (attac schweiz) 

Workshop 1B: Krise, Automobil und Schiene 2025 mit Winfried 
Wolf (Lunapark21) 

12:30 - 14:00 Mittagessen 

14:00 - 16:30 Session 2: Soziale Konsequenzen der Krise 

Workshop 2A: Entlassungen, Arbeitslosigkeit, Widerstand mit Mag 

Wompel (LabourNet.de), Peter Streckeisen (Univer- 

stität Basel, attac Schweiz), Angelica Lepori (Officine 

Donne) 

Prekarisierung der Jugend mit Francesco Sergi (Nou- 

veau Parti Anticapitaliste, Paris), Aktion kritisch- 

unabhängiger Studierender AkuS (Basel), Uni von 

Unten (Zürich) ... 


17:00-19:00 Session 3: Politische Antworten auf die Krise 


Workshop 2B: 


Sonntag, 06. September 2009 


10:00 - 12:30 Session 4: Ökosozialismus mit Aurelie Trouve (attac 
Frankreich) ... 

12:30 - 14:00 Mittagessen 

14:00 - 16:30 Jahresversammlung ATTAC Schweiz 


Diskussionsseminar 


der Marche mondiale des femmes 


In Rahmen der Sommeruniversität von attac schweiz findet am 
Samstag, 5. September als eigene Veranstaltung ein Diskussionsse- 
minar der Marche mondiale des femmes Schweiz statt. Es geht um 
die Vorbereitung einer Mobilisierung für 2010: "Vom 8. März bis am 
17. Oktober 2010 finden weltweit Märsche und Veranstaltungen der 
Marche mondiale des femmes statt, so auch in der Schweiz. Diese 3. 
Internationale Aktion basiert auf den vier Aktionsfeldern der Mar- 
che mondiale des femmes: Öffentliche Güter und Dienstleistungen, 
Frieden und Entmilitarisierung, Ökonomische Unabhängigkeit, Ge- 
walt gegen Frauen. Wir diskutieren die Grundsatzpapiere zu diesen 
Themen und leiten daraus Forderungen und Schwerpunkte für die 
Aktionen in der Schweiz ab." Mehr Infos hierzu auf: www.marche- 


Podium mit Alessandro Pelizzari (Gewerkschaft Unia), Mag 
Wompel (LabourNet.de), Aurelie Trouve (attac 
Frankreich), Winfried Wolf (Lunapark21) 

ab 19:00 Abendessen 

ab ca. 22:00 Fest (Ort wird noch bekannt gegeben) 


mondiale.ch 


Stand Mitte Juli 


>>> Einladung Jahresversammlung 2009 >>> 


Liebe Mitglieder 


Wir freuen uns, euch zur 10. 
Jahresversammlung von attac 
Schweiz, am Sonntag, den 6. Sep- 
tember 2009 einzuladen. 


Die Versammlung findet im Rah- 
men der zweitägigen Sommer- 
akademie in Bern statt. Diese 
widmet sich mit einem hochkarä- 
tigen Programm und bekannten 
Rednerinnen und Rednern unse- 
ren Antworten auf die Krisen des 
Kapitalismus. Nähere Informa- 
tionen können auf www.attac- 
sommeruni.ch abgerufen werden. 


Wieder ist ein politisches Jahr 
vorbei, welches aufgrund von 
zwei Ereignissen besonders im 
Rampenlicht steht. Einerseits 
hat die wirtschaftliche, sozia- 
le und ökologische Krise auch 
die Schweiz mit voller Wucht 
erreicht - entgegen allen Prog- 
nosen der Verantwortlichen in 
Wirtschaft und Politik. Die Ar- 
beitslosigkeit steigt kontinuier- 


lich an und die Angriffe auf unser 
Sozialsystem scheinen kein Ende 
zu nehmen (Rentenkürzungen, 
Krankenkassenprämienerhöhung, 
Leistungskürzungen bei der Ar- 
beitslosenversicherung etc.). 
Andererseits wurde im Kontext 
dieser Krise das Steuersystem der 
Schweiz vom Ausland aus an- 
gegriffen (EU, OECD, USA). Dies 
bietet erneut die Möglichkeit, 
das Schweizer Steuersystem von 
Innen zu kritisieren und somit im 
Anschluss an unsere letztjährige 
Steuerkampagne für eine globale 
Steuergerechtigkeit zu kämpfen. 


Die Kampagnen von attac 
Schweiz haben darauf aufgebaut. 
Mit öffentlichen Veranstaltungen 
und kritischen Beiträgen, die auf 
unserer Homepage abrufbar sind, 
haben wir uns in die öffentlichen 
Debatten eingemischt. 


Über diese und weitere Tätigkei- 
ten wie Nestlegate und das An- 
dere Davos werden wir an unse- 
rer Jahresversammlung berichten 


und gemeinsam diskutieren, wie 
unsere Kampagnen weiter ver- 
bessert werden können. Zudem 
berichten wir während der Jah- 
resversammlung vom ersten Tref- 
fen mit dem wissenschaftlichen 
Beirat. Die Jahresversammlung 
findet statt am 


Sonntag, 6. September 2009 
ab 14.00 Uhr im Kirchgemein- 
dehaus Markuskirche, Tellstra- 
sse, Bern (vom Bahnhof Bus 20, 
Haltestelle Markuskirche). 


Wir freuen uns auf euer zahlrei- 
ches Erscheinen! 


Für die Koordination von attac 
Schweiz Florence Proton und 
Maurizio Coppola 


Einreichen von Anträ- 


gen: 


e Anträge, die übersetzt und 
verteilt werden sollen, müssen 
bis zum 15. August eingebracht 


werden. Für nach diesem Datum 
eintreffende Motionen kann dies 
nicht mehr garantiert werden. 


e Ergänzungs- bzw. Abände- 
rungsanträge können bis am 30. 
August eingegeben werden. 


e Die Dokumente sollten uns 
nach Möglichkeit per E-Mail, an 
suisse@attac.org, gesandt wer- 
den. Alternativ postalisch an: 
Attac Suisse, rue des Savoises 15, 
1205 Geneve. 


Provisorisches Pro- 
gramm/Traktanden 


14.00 - 14.30 Begrüssung; poli- 
tische Bilanz des attac-Jahres 


14.30 - 15.30 Bericht über Ak- 
tivitäten; Jahresrechnung und 
Budget 


15.30 - 16.30 Diskussion und 
Verabschiedung von Anträgen; 
Handlungsperspektiven 


>>> Neues vom Nestlegate >>> 


Am 13. Mai 2009 hat die Ankla- 
gekammer des Kantons Waadt 
die Einstellung des Verfahrens 
durch  Untersuchungsrichter 
Jacques Antenen (neuerdings 
Polizeivorsteher des Kantons) 
vom 12. Februar 2009 aufge- 
hoben. Die Unterlagen wurden 
ihm zurückgeschickt, damit er 
seine Untersuchungen vervoll- 
ständigen kann. Dies war die 
erste Entscheidung zugunsten 
von ATTAC seit Beginn des fast 
seit einem Jahr dauernden Ver- 
fahrens. Ende Juli hat derselbe 
Richter erneut entschieden, das 
Verfahren einzustellen. Diesmal 
ist er zum Schluss gekommen, 
dass allfällige Tatbestände ver- 
jährt seien. Na dann Prost! Der 
folgende Artikel datiert vom 
Juni und legt einige grundsätz- 
liche Überlegungen dar. Mehr 
aktuelle Infos auf der Webseite 
von attac schweiz (Red.). 


Ein erster Schritt ist 


getan 


Die Wiederaufnahme des Ver- 
fahrens ist ein wichtiger Sieg 
für ATTAC: Es zeigt sich, dass 
das Verfahren bislang zugunsten 
von Nestl& und Securitas geführt 
wurde. Über Monate hinweg 
haben Nestle und Securitas die 
Vorwürfe, die gegen sie erhoben 
wurden, heruntergespielt oder 
gar geleugnet und den Zugang 
zu Informationen bezüglich ih- 
rer Spitzeltätigkeiten behindert. 
Es besteht noch immer Unklar- 
heit über Dauer, Ausmass und 
Ergebnisse dieser Spionageakti- 
on, sowie über die technischen 
Mittel, die eingesetzt wurden. In 
mehrere Presseberichten wurden 
starke Hinweise dargelegt, dass 
die beiden Unternehmen nicht 
die Wahrheit sagten. 


Zum Beispiel die Tatsache, dass 
fünf Monate nachdem die Fern- 
sehsendung Temps Present den 
ersten Spitzelfall aufgedeckt 
hatten, das Westschweizer 
Fernsehen TSR und die Presse 
zwei weitere Spitzel enttarnten: 
die zweite Agentin hatte die 
Waadtländer Antirepressions- 


gruppe GAR infiltriert, die drit- 
te war noch immer in unserer 
Arbeitsgruppe von attac Waadt 
aktiv, bis man ihr auf die Schli- 
che kam... und das im November 
2008]! Zeitgleich mit diesen neu- 
en Ereignissen hatte attac beim 
Richter beantragt, die nötigen 
Mittel (Beschlagnahmung, neue 
Anhörungen, Gutachten etc.) in 
Gang zu setzen, um die ganze 
Wahrheit ans Licht zu bringen. 
Diese Anträge sind grösstenteils 
unbeachtet geblieben. Der Un- 
tersuchungsrichter zog es vor, 
der „Ehrlichkeit" von Nestl&e und 
Securitas Glauben zu schenken - 
anscheinend waren diese beiden 
Unternehmen in seinen Augen 
vertrauenswürdiger als die Op- 
fer ihrer Spionage. Einige Mo- 
nate später hat er das Verfahren 
eingestellt mit der Begründung, 
dass auf ethischer Basis „bis in 
alle Ewigkeit diskutiert werden 
könne", das Strafrecht dafür je- 
doch nicht zuständig sei. Ein un- 
verhofftes Glück für Nestle und 
Securitas, die ihre Zufriedenheit 
und Erleichterung in den Medien 
nicht verbargen. 


Zukunftsmusik für 
das Straf- und Zivil- 
recht 


Mit der Wiederaufnahme des 
Verfahrens und der Untersu- 
chungen bleibt uns die Hoff- 
nung, dass die Justiz von nun an 
nicht mehr Partei ergreift und 
alles tun wird, in dieser Spitzel- 
affäre die Wahrheit ans Licht zu 
bringen. Es bleibt ebenfalls zu 
hoffen, dass der Richter diesmal 
erkennt, dass diese Spitzeltätig- 
keit strafrechtlich relevant und 
nicht nur auf moralischer Ebene 
verwerflich ist. Diesbezüglich 
hat die Staatsanwaltschaft, im 
Gegensatz zu Richter Antenen, 
festgestellt, dass ein strafrechtli- 
cher Tatbestand sowie eine Ver- 
letzung des Datenschutzes nicht 
ausgeschlossen werden können. 
Natürlich ist die Sache deswegen 
noch lange nicht gewonnen. Zi- 
vilrechtlich gesehen hat der Ge- 
richtspräsident am 9. April dieses 


Jahres festgestellt, dass die „Pri- 
vatsphäre der antragstellenden 
Mitglieder von attac Schweiz 
verletzt wurde, sowie die der Or- 
ganisation selbst". Er hat betont, 
dass die Spionage von Nestl& und 
Securitas durch und durch „un- 
lauter“ war. Der Gerichtspräsi- 
dent hat ausserdem hinzugefügt, 
dass „Nestle, um diese Verletzung 
zu rechtfertigen, keinerlei private 
Ansprüche geltend machen kann, 
über Infiltration und Spionage 
die Überwachung von eventuell 
gefährlichen oder feindlich ge- 
sinnten Personen zu organisieren 
und Informationen bezüglich ih- 
rer Sicherheit zu sammeln". Wenn 
auch zivilrechtlich einige gute 
Nachrichten zu vernehmen sind, 
so wird das finanzielle Problem 
für ATTAC immer dringender. Die 
Gerichtskosten sind sehr hoch 
und für ATTAC wird es schwierig 
sein, bis zum Ende des Prozesses 
durchzuhalten - stehen doch un- 
sere finanziellen Möglichkeiten 
in keinem Verhältnis zu denen 
von Nestle und Securitas. Eine 
erste einleitende Anhörung hat 
im Juni stattgefunden. 


Für unsere 
demokratischen 
Rechte kämpfen 


Nestlegate ist bei Weiten nicht 
die einzige private Spionageaf- 
färe. In der Schweiz läuft immer 
noch der Strafprozess betreffend 
die Infiltration der Gruppe GAR. 
In Frankreich wurden Olivier Be- 
sancenot und seine Familie von 
2007 bis 2008 von der Gesell- 
schaft TASER France bespitzelt 
(die Firma vertreibt in Frankreich 
den Taser, die sogenannt nicht- 
tödliche Elektroschockpistole, die 
zunehmend von Polizeikräften 
angewandt wird). Der Betriebsin- 
haber von TASER France, Antoine 
Di Zazzo, hatte den politischen 
Aktivisten des Nouveau Parti 
Anticapitaliste (Neue Antikapita- 
listische Partei) wegen Rufmor- 
des angeklagt, denn Besancenot 
hatte sich auf Amnesty berufen 
und erklärt, der Taser habe in den 
USA bereits mehreren Menschen 


das Leben gekostet. Im Hinblick 
auf den (mittlerweile verlorenen) 
Rufmordprozess hatte Di Zazzo 
versucht, durch Bespitzelung in- 
teressante private Details über 
seinen Gegner herauszufinden. 
Der Prozess gegen Di Zazzo we- 
gen Bespitzelung läuft noch. Vor 
kurzem wurde zudem der Atom- 
energie-Gigant EDF verdächtigt, 
Greenpeace in Frankreich und 
in Grossbritannien beschattet 
zu haben. Greenpeace Schweiz 
befürchtet, ebenfalls betroffen 
zu sein. In diesem Zusammen- 
hang ist bemerkenswert, dass 
die Schweizer Gesellschaft Se- 
curewyse mit Hauptsitz in Lau- 
sanne unter starkem Verdacht 
steht, sich an den Beschattungs- 
aktionen beteiligt zu haben. Das 
Spezialgebiet der Firma sind 
Informatik und Schutz gegen 
Pannen, Infiltration und Spiona- 
ge und sie hat einen Vertrag mit 
EDF. Durch die Mehrung solcher 
privater Beschattungen werden 
die demokratischen Grundrechte 
wie die Ausdrucks-, Meinungs- 
und Versammlungsfreiheit mit 
Füssen getreten. Die Tätigkeit 
von NGOs, Gewerkschaften und 
Organisationen, die dem Ka- 
pitalismus in der Krise kritisch 
gegenüber stehen, werden von 
den Wirtschaftsmächten immer 
mehr kriminalisiert. Ihre Mei- 
nungen, Kampagnen, friedlichen 
Demonstrationen werden als Be- 
drohung von Konzerninteressen 
aufgefasst und müssen daher um 
jeden Preis verhindert werden. 
Dabei werden diese Gesellschaf- 
ten leider allzu oft vom Staat un- 
terstützt, zumindest passiv. Die 
multinationalen Konzerne glau- 
ben, in aller Ruhe die demokrati- 
schen Grundrechte von uns allen 
aushebeln zu können. Vor diesem 
Hintergrund müssen wir weiter- 
kämpfen, damit Nestlegate und 
alle anderen Beschattungen ent- 
tarnt, zerschlagen und verurteilt 
werden - denn sie stellen de fac- 
to eine ernst zu nehmende Be- 
drohung für die Demokratie dar. 


Isabelle Paccaud 


Übersetzung: 
coorditrad, Marie Gilow 


>>> Mobilisieren wir uns gegen die Krise 


am 19. September 2009 in Bern >>> 


Der Schweizerische Gewerk- 
schaftsbund (SGB) ruft zu ei- 
ner schweizweiten Demons- 
tration am 19. September 
2009 in Bern auf (Treffpunkt 
13.30 Uhr Schützenmatte). 
Dabei steht viel auf dem Spiel. 


Unsere Gesellschaft durchlebt 
eine wirtschaftliche, soziale 
und ökologische Krise, dessen 
Auswirkungen tagtäglich auf 
die Arbeits- und Lebensverhält- 
nisse der Lohnabhängigen (1) 
Druck ausüben: Kurzarbeit, Sen- 
kung der Kaufkraft, Angriffe auf 
die sozialen Errungenschaften 
(GAV's, Arbeitszeit...) etc. Waren 
bis vor kurzem die Beschäftig- 
ten der Privatwirtschaft davon 
betroffen, weiten sich die Aus- 
wirkungen der Krise vermehrt 
auf den öffentlichen Sektor aus: 
Budgetkürzung, erste Sparmass- 
nahmen, Restrukturierungen. 


Die Prognosen des schweize- 
rischen Staatssekretariats für 
Wirtschaft SECO und der Orga- 


nisation für wirtschaftliche Zu- 
sammenarbeit und Entwicklung 
OECD zur wirtschaftlichen Ent- 
wicklung der Schweiz wurden 
im letzten Jahr in regelmässigen 
Abständen publiziert. Behaup- 
tete man noch zu Beginn, dass 
die Schweiz durch ihren „Son- 
derweg" nicht bzw. nur in ge- 
ringem Masse von der Krise be- 
troffen sei, so hat sich das Blatt 
komplett gewendet: auch die 
Schweizer Wirtschaft ist in eine 
tiefe Rezession gestürzt und sie 
wird nicht so schnell wieder he- 
rauskommen. Die Arbeitslosigkeit 
wird steigen (Einstellungsstopp 
und Entlassungen) und der Druck 
auf die Menschen noch einmal 
erhöht. 


Die Verantwortlichen in Poli- 
tik und Wirtschaft haben auch 
schon einen Plan erstellt, wie der 
Krise begegnet werden kann: Re- 
vision der Arbeitslosenversiche- 
rung (Leistungskürzungen und 
Beitrags(zeit)erhöhungen), Ren- 
tenkürzungen durch die Senkung 
des Umwandlungssatzes der 


Pensionskassen, Krankenkassen- 
prämienerhöhung etc. Kurzum: 
die Vormachtstellung der Politi- 
ker und der Wirtschaftselite wird 
gesichert, parallel dazu wird sich 
die Lage der Lohnabhängigen 
verschlechtern. 


In dieser Situation können wir 
nicht auf den Goodwill der Ver- 
antwortlichen in der Politik hof- 
fen. Die immer wieder auftreten- 
den Krisen sind Ausdruck einer 
Wirtschaftsweise, die auf der Lo- 
gik einer mass- und endlosen Ka- 
pitalverwertung beruht. Es reicht 
nicht, dieser Wirtschaftsweise 
ein menschliches Antlitz zu ge- 
ben, so wie es ständig propagiert 
wird. Die Spielregeln müssen ge- 
ändert werden und dabei sollen 
auch alle mitentscheiden kön- 
nen. 


Unsere Forderungen müssen Ele- 
mente beinhalten, welche unsere 
unmittelbaren Arbeits- und Le- 
bensverhältnisse verbessern und 
sie vor weiteren Angriffen schüt- 
zen. Dazu gehören die Verteidi- 


Arbeit, Lohn und 


Samstag, 
19. September 2009, 
13.30 Uhr, Bern 
Schützenmatte 





gung unserer Renten und der Ar- 
beitslosenversicherung gegen die 
Gesetzesrevisionen des Bundes- 
rates. Auch muss verhindert wer- 
den, dass die Kurzarbeitsregelung 
ein unkontrollierbares Ausmass 
annimmt, denn Kurzarbeit dient 
schlussendlich der Umwälzung 
von Lohnkosten auf die Arbeits- 
losenversicherung (und somit 
auf die Lohnabhängigen) und der 
Vorbereitung von Entlassungen. 


Darüber hinaus müssen wir uns 
jedoch auch für das 'Fernziel' 
einer möglichen anderen Welt 
einsetzen. Noch nie war der Mo- 
ment für die Formulierung unse- 
rer Alternativen so geeignet wie 
inmitten der heutigen Kapitalis- 
muskrise. Wie und was wollen 
wir produzieren? Wie soll der ge- 
sellschaftliche Reichtum verteilt 
werden? Solche Fragen sollen 
Nah- und Fernziele verbinden. 


Noch nie stand so viel auf dem 
Spiel wie heute. Darum ist es 
unabdingbar, an der gesamt- 
schweizerischen Demonstration 
am 19. September 2009 in Bern 
teilzunehmen. Doch unsere Mo- 
bilisierung darf nicht dort auf- 
hören. Schon heute müssen wir 
uns überlegen, wie wir nach dem 
19. September weitere Aktionen 
und Mobilisierungen planen und 
umsetzen. Denn nichts soll uns 
davon abhalten, den 19. Septem- 
ber 'nur' als Vorbereitung für ei- 
nen Generalstreik im Oktober zu 
benutzen. 


Aufruf des Schweizerischen Ge- 
werkschaftsbundes: www.sgb.ch 


(1) Unter dem Begriff Lohnab- 
hängige versteht man all diejeni- 
gen Menschen, die vom Verkauf 
ihrer Arbeitskraft leben und für 
ihre Existenz somit von einem 
Lohn abhängig sind. Das sind 
sowohl Arbeiterlnnen und An- 
gestellte in der Privatwirtschaft 
wie auch Lehrlinge, illegalisierte 
MigrantInnen, RentnerInnen und 
diejenigen Menschen, die nicht 
im Arbeitsmarkt integriert sind. 


>>> Brückenbau per Landwirtschaft >>> 


Projekt Regionale 
Vertragslandwirt- 
schaft Bern 


Nachdem Rudi Berli (von der 
Westschweizer Bäuerlnnenge- 
werkschaft Uhniterre) letzten 
November an einem von attac 
Bern organisierten Suppenznacht 
die Agriculture Contractuelle de 
Proximite (ACP), die Regionale 
Vertragslandwirtschaft, wie sie 
in der Westschweiz, in Frankreich 
und anderen Ländern in unzäh- 
ligen Projekten betrieben wird, 
vorgestellt und erläutert hatte, 
erwuchs daraus die Vision, derar- 
tiges in der Deutschschweiz auch 
entstehen zu lassen. Das längst 
verbreitete Bedürfnis, nicht bloss 
Zugang zu saisonalen, regionalen 
und biologischen Nahrungsmit- 
teln zu haben, sondern diese zu- 
dem nicht über die Detailhänd- 
ler resp. Grossisten beziehen zu 
müssen - damit begann eigent- 
lich alles. 


Zwar wusste und weiss man oder 
frau über bäuerliche Realitäten 
oft nur Marginales, dass Zwi- 
schenhändler die Ankaufspreise 
landwirtschaftlicher Produkte 
aber massiv drücken, um (noch) 
mehr Absatz zu gewinnen, ist 
Wissen von gestern. Hierzu ein 
Auszug aus der Schweizer Agrar- 
politik 2011 zu deren Ziele, Pers- 
pektiven und Instrumente: 


Die Landwirte müssen sich heute 
dem Markt stellen, Preis- und Ab- 
satzgarantien gehören der Ver- 
gangenheit an. Auch der Schutz 
vor der internationalen Konkur- 
renz wird geringer, und es ist für 
die Schweizer Landwirtschaft 
eine grosse Herausforderung, die 
Marktanteile zu halten.(1) 


Marktanteile also. 
Und WTO-Richtlini- 


Eohluuua 


Heute - im Gegensatz zu gestern 
- soll es nicht mehr um Preisdrü- 





ckerei und Gewinn gehen, welche 
den Beruf der/des Landwirtin zu- 
nehmend präkarisieren und die 
einzelnen Betriebe immer weiter 
von einander isolieren. Sondern, 
so die Idee und der Plan, um den 
Aufbau von unabhängigen Pro- 
duzentInnen-KonsumentInnen- 
Netzwerken, welche in gegen- 
seitiger Kooperation gemeinsam 
eine autonome Nahrungsmit- 
telproduktion planen, mittragen 
und schliesslich auch sichern. In 
anderen Worten: Ernährungssou- 
veränität. Und: Wiederaneignung 
enteigneter Produktion. 


Aus der Nähe würde eine der 
möglichen Formen eines solchen 
Netzwerkes ungefähr folgender- 
massen aussehen: Produzentln- 
nen und KonsumentlInnen begeg- 
nen sich in einer ersten Phase, 
um die Produktionsplanung des 
folgenden Jahres gemeinsam 
auszuhandeln. Dabei richten 
sich die Produzentinnen an ge- 
meinsam festgelegten sozialen 
und ökologischen Standards (in 
der Westschweiz wurde dafür 
die Charta des Westschweizer 
Verbandes der Vertragslandwirt- 
schaft FRACP ausgearbeitet (2)), 
die KonsumentiInnen wiederum 
garantieren den Produzentinnen 
eine Ökonomische Nachhaltig- 
keit, indem sie eine Produktab- 
nahme sowie ein Mittragen von 
Risiko, zum Beispiel im Falle eines 
Ernteschadens, garantieren. Sind 


(in diesem konkreten Beispiel) 


Obst- und Gemüseproduktion 
in Menge, Produktionsart, Preis, 
Lieferungsrhythmus, Vorauszah- 
lung und geteiltem Produktions- 
risiko erst einmal festgelegt, wird 
ein Vertrag abgeschlossen. Darin 
verpflichten sich die Parteien 
wechselseitig zu Produktion und 
Abnahme. 


In den meisten Formen der Ag- 
riculture Contractuelle de Proxi- 
mite, wie sie in der Westschweiz 
präsent ist, erhalten die Konsu- 
mentInnen von nun an wöchent- 
lich einen Gemüsekorb, welcher 
meist in städtische Depots ge- 
liefert wird. Dabei müssen die 
Transportwege der ProduzentlIn- 
nen kurz gehalten werden, die 
KonsumentInnen wiederum sol- 
len per ÖV die jeweiligen Depots 
erreichen können. Im Gegenzug, 
meist zur Erntezeit, wenn bei den 
Bäuerlnnen besonders viel (Lai- 
en-)Arbeit anfällt, dürfen resp. 
sollen die KonsumentInnen stun- 
denweise auf den Höfen Unter- 
stützung leisten. Jäten, pflücken, 
ernten - Arbeit gibt es immer und 
genug. 


Mit den Jahren (und Ernten) soll 
so zwischen ProduzentInnen und 
KonsumentInnen ein Band ge- 
flochten werden - stärker und 
dichter, als es sich Agrarpoli- 
tik und -lobby 2011 wünschen. 
Überproduktion, Unterbezahlung, 


Unsicherheit und Isolation der 
Bäuerlnnen sollen der Vergan- 
genheit - gesunde, von Grund auf 
nachhaltige Ernährungsstruktu- 
ren der Zukunft angehören. 


In enger Zusammenarbeit mit 
Uniterre steht die Arbeitsgrup- 
pe Regionale Vertragslandwirt- 
schaft momentan mitten in der 
Planung des ersten Produzen- 
tInnentreffens, an welchem die 
interessierten Bäuerlnnen die 
Rahmenbedingungen sowie kon- 
krete Fallbeispiele bereits beste- 
hender Projekte kennenlernen 
sollen. Ziel dieser Veranstaltung 
wird es sein, eine Hand voll Pro- 
duzentInnen für einen ersten 
Netzwerkaufbau zu gewinnen, 
um so gemeinsam einen ersten 
Stein dieses alternativen Weges 
legen zu können. 


Weitere Informationen finden 
sich unter der Rubrik ‚Landwirt- 
schaft’ auf http://www.attac- 
bern.ch/. 


Germaine Spoerri, attac Bern 


(1) Bundesamt für Landwirschaft 
(2004): 


2011, Ziele, Perspektiven, Instru- 


Schweizer Agrarpolitik 


mente. 


(2) Siehe http://www.uniterre.ch/Dos- 
siers/agriContractuelle.html unter 
Charte de la FRACP. 


>>> Bewegungsdrang statt Verwertungszwang >>> 


Der Bologna-Prozess feiert sein 
10 jähriges Jubiläum. Gleichzeitig 
protestieren an Schweizer Uni- 
versitäten Studierende gegen die 
Ökonomisierung der Hochschulen 
und eröffnen somit neue Perspek- 
tiven für eine Demokratisierung 
der Bildung. AktivistInnen von 
attac zürich sind massgeblich 
beteiligt am Komitee „Uni von 
unten”, das die Mobilisierungen 
trägt. Wir drucken hier einen Ar- 
tikel der Soziologin Sarah Schilli- 
ger ab, welcher in der Zeitschrift 
Debatte Nr. 9 erschienen ist. 
(Red.) 


Nachdem sich an der Uni Basel 
Widerstand geregt hat („Aktion 
kritisch-unabhängiger Studie- 
render"), ist in diesem Früh- 
lingssemester nun auch an der 
Universität Zürich Protest ge- 
gen den neoliberalen Umbau 
der Hochschulen laut geworden. 
Studierende haben sich im Ak- 
tionskomitee „Uni von unten” 
zusammengefunden und gegen 
eine Veranstaltungsreihe mit 
Wirtschaftsmanagern an der Uni 
Zürich mobilisiert. 


Es sah fast schon so aus, als 
hätten die Studierenden die Rie- 
senkröte geschluckt. Nach den 
Protesten im Jahr 2002/03 - wo 
das „Aktionskomitee gegen Bil- 
dungsabbau" mit einer Grossde- 
monstration und einem Warn- 
streik gegen das neue Zürcher 


Universitätsgesetz, die Erhöhung 
der Studiengebühren und gegen 
die Einführung der Bologna- 
Reform mobilisierte - blieb es 
jahrelang sehr ruhig an der Uni- 
versität Zürich. „Bologna kommt 
sowieso" - dieses resignierte Vo- 
tum war oft zu hören, obwohl es 
unzählige Gründe gegeben hätte, 
den undemokratischen Prozess 
der Einführung und Umsetzung 
der Bologna-Deklaration anzu- 
prangern. 


Inzwischen ist die Modularisie- 
rung der Studiengänge in Ba- 
chelor und Master in Zürich wie 
an allen Schweizer Universitäten 
umgesetzt, die Jagd nach Kre- 
ditpunkten gehört zum Alltag 
der Studierenden und die Uni- 
versität versteht sich längst als 
Dienstleistungsunternehmen, 
das sich auf dem internationa- 
len Bildungsmarkt zu profilieren 
hat. Erpicht darauf, möglichst 
gut abzuschneiden in den inter- 
nationalen Rankings der Top- 
Universitäten, wird viel Geld 
darauf verwendet, exzellente 
Forschungsstandorte zu fördern, 
die meist stark gekoppelt sind 
an die Bedürfnisse der Industrie. 
Die moderne Uni soll in der Lage 
sein. möglichst unkompliziert 
und schnell auf die Anforderun- 
gen des kapitalistischen Produk- 
tions- und Verwertungsprozesses 
sowie auf Bedürfnisse staatlicher 
Institutionen reagieren zu kön- 


nen. Oder wie es Charles Kleiber 
- der ehemalige Staatssekretär 
für Bildung und Forschung, der 
für die Schweiz im Juni 1999 die 
Europäische Bologna-Erklärung 
unterschrieben hatte - formu- 
lierte: „Was einst eine Gabe des 
Himmels war [das Wissen], ist 
von nun an auch eine Quelle des 
Profits für die Unternehmen und 
eine Grundlage der Prosperität 
des Staates." 


„Bildung krepiert, 
wenn die Privatwirt- 


schaft regiert!" 


Doch jetzt, nach einigen Jahren 
Erfahrung im real-existierenden 
Bologna-System, regt sich nun 
doch etwas Widerstand. Zwar 
kann von Massenprotest nicht 
die Rede sein - aber immerhin: 
Die individuelle Unzufriedenheit 
mit dem rigiden und stressigen 
Punkte-Fahrplan, den starren 
Präsenzkontrollen und den un- 
zähligen Leistungsnachweisen, 
dem uneingelösten Mobilitäts- 
versprechen, der zusammenge- 
strichenen Fächervielfalt usw. 
findet einen kollektiven Aus- 
druck. Eine Ad-hoc-Gruppe von 
rund 50 Studierenden aus ver- 
schiedenen Studienrichtungen 
und Fakultäten, aus unterschied- 
lichen politischen Gruppierungen 
oder bisher unorganisiert, hat 


sich anfangs Frühlingssemester 
zum Komitee „Uni von unten” zu- 
sammengeschlossen und schaff- 
te es mit einer aufsehenerregen- 
den, kreativen Kampagne, den 
Zusammenhang zwischen dem 
konkreten „Elend des Studieren- 
denalltags" und der Politik der 
Ökonomisierung der Hochschu- 
len herzustellen. Auslöser war die 
stolze Ankündigung des Schwei- 
zerischen Instituts für Ausland- 
forschung (SIAF), dieses Semester 
„Persönlichkeiten" wie Daniel Va- 
sella (Novartis), Jean-Pierre Roth 
(Schweizerische Nationalbank) 
und Peter Brabeck (Nestle) für 
einen Vortragszyklus gewonnen 
zu haben. „Mit seiner Vortrags- 
reihe bietet das SIAF verschiede- 
nen Grossunternehmern die Ge- 
legenheit, an der Uni Zürich ihre 
Geschäfte in ein sonniges Licht zu 
rücken und über die Herausforde- 
rungen der Zeit und dergleichen 
zu schwadronieren. Prestigeve- 
ranstaltungen dieser Art bilden 
den ideologischen Soundtrack 
zum derzeitigen massiven Umbau 
der universitären Bildung: bislang 
unabhängige Forschungsfelder 
werden zunehmend mit privaten 
Mitteln getragen, Studiengän- 
ge, die nicht direkt ökonomisch 
verwertbar sind, werden zu- 
sammengestrichen, und in den 
Entscheidungsgremien der Uni- 
versitäten und Forschungsfonds 
sitzen immer mehr Delegierte aus 
der Privatwirtschaft. Damit läuft 





die Universität Gefahr, jeden 
Anspruch auf unabhängige und 
kritische Reflexion gesellschaft- 
licher Verhältnisse preiszugeben 
und zu einer Wasserträgerin der 
wirtschaftlichen Eliten zu ver- 
kümmern“ (Flyer „Uni von unten", 
Mai 2009). Die bildungspolitische 
Kritik richtete sich insbesondere 
gegen die Ausrichtung von Lehre 
und Forschung auf Verwertbar- 
keit und die damit verbundene 
Marginalisierung von kritisch- 
demokratischer Wissens- 
produktion und -vermittlung. 
Thematisiert wurden aber auch 
die Organisation und der Auf- 
bau des Studiums im Bologna- 
zeitalter (Humankapital-Logik, 
Verschulung, Disziplinierung, 
Zulassungsbeschränkungen, Ex- 
zellenz-Orientierung usw.) sowie 
die hierarchische Struktur und 
die fehlende Demokratie an der 
Universität. 


Kriminalisierung des 


Protests 


Die Ankündigung von „Uni von 
unten”, Daniel Vasella „gebüh- 
rend zu empfangen", löste beim 
SIAF und der Universität sofort 
„massive Sicherheitsbedenken" 
aus: Man sah sich veranlasst, das 
grosse Ereignis hinter verschlos- 
senen Türen in einem der teuers- 
ten Hotels von Zürich stattfinden 
zu lassen. Bezeichnend war die 
Medienberichterstattung da- 
nach: Nicht das SIAF mit seiner 
fragqwürdigen Auffassung von 
Dialog wurde für die „massiv ge- 
störte Redefreiheit” (Zitat: NZZ) 
verantwortlich gemacht, sondern 
die „gewaltbereiten Kritiker" (Zi- 
tat ebenfalls NZZ), die am besag- 
ten Abend friedlich ihren Protest 
vor dem Haupteingang der Uni- 
versität anbrachten. Anlässlich 
des Auftritts von Jean-Pierre 
Roth organisierte das Komitee 
eine sehr gut besuchte Gegen- 
veranstaltung mit Referaten von 
Peter Streckeisen (Universität 
Basel) und Christian Felber (attac 
Österreich). Nach einer spektaku- 
lären Mobilisierung - u.a. wurden 


an den Wasserhähnen der Uni 
Nestle-„PureLife”-Kleber ange- 
bracht, um anzukündigen, dass 
das Trinkwasser ab sofort priva- 
tisiert und somit kostenpflichtig 
sei - fand der Protest gegen den 
SIAF-Zyklus am 12. Mai seinen 
vorläufigen Höhepunkt: Rund 
200 Studierende versammelten 
sich an der Kundgebung vor und 
in der Uni anlässlich des Auf- 
tritts von Nestle-Chef Brabeck. 
Während sich drinnen im Hör- 
saal die wirtschaftliche, politi- 
sche und wissenschaftliche Elite 
auf die Schultern klopfte, wurde 
draussen laut und entschlos- 
sen demonstriert. Die Quittung 
kam prompt: „Uni Zürich plant 
härtere Strafen für Querulan- 
ten” - titelte der Tagesanzeiger 
nach der Aktion. Die Repression 
gegen politische Aktion an der 
Uni hat deutlich zugenommen: 
Der „Sicherheits"dienst film- 
te mehrmals Aktionen von „Uni 
von unten", Studierende wurden 
fichiert und darauf hingewiesen, 
politische Flyer nicht auf dem 
Areal der Uni verteilen zu dürfen 
(während man täglich „legal" mit 
Partyflyern und PR-Akionen von 
grossen Konzernen zugemüllt 
wird). Es wird in Zukunft eine 
Herausforderung sein, sich gegen 
diese Kriminalisierung von Wi- 
derstand kollektiv zu wehren und 
die Legitimität von politischer 
Aktion an der Uni zu stärken. 


Perspektiven 


In dieser kleinen, relativ beschei- 
denen Mobilisierung zeigte sich 
ansatzweise, was man von grö- 
sseren Bewegungen kennt: Dass 
sich im konkreten Kampf oft un- 
geahnte soziale Dynamiken auf- 
tun. In wenigen Wochen können 
sich unglaubliche Entwicklungen 
bei den Beteiligten ergeben. „Ich 
merke jetzt, dass ich ja auch sel- 
ber Politik machen kann" - die- 
ses Votum einer Mitstreiterin 
von „Uni von unten” zeugt von 
der basisdemokratischen Praxis, 
dem Gefühl des „Involviertseins” 
und dem Ausleben von Kreati- 


vität, was für viele Studierende 
eine positive und teilweise neue 
Erfahrung bedeutete. Die Leute 
fangen plötzlich an, alles Mögli- 
che in Frage zu stellen, sie wer- 
den aktiv, nicht nur durch neue 
Kontakte, sondern auch durch die 
Solidarität, die sie erfahren. Und 
sie wehren sich gegen die Isolie- 
rung des Einzelnen im Studi-All- 
tag, gegen die Wettbewerbs- und 
Konkurrenzlogik und die neolibe- 
rale Ideologie der „individuellen 
Verantwortung. 


Kämpfe sind nicht immer planbar, 
und sie richten sich insbesondere 
nicht nach dem Semester oder 
den Urlaubsplänen... Das Komi- 
tee „Uni von unten" hat sich vor- 
genommen, trotz Semesterende 
sich weiterhin zu treffen über die 
Sommerpause und sich vertiefter 
mit Bildungspolitik auseinander- 
zusetzen, um zu Semesterbeginn 
im Herbst wieder mit einer Kam- 
pagne an der Uni präsent zu sein. 
Gefragt sind Forderungen, die 
nicht abstrakt sind, sondern im 
Hier-und-Jetzt ansetzen, bei den 
Alltagserfahrungen der Studie- 
renden (Stress, soziale Selektion, 
Unterwerfungslogik, Konkurrenz 
im Bolgona-Zeitalter usw.) und 
bei den emanzipativen Bedürf- 
nissen und Widerständigkeiten, 
die sich daraus ergeben. Dabei 
gilt es, einige Fragen immer wie- 
der von neuem anzugehen: Wie 
lassen sich spektakuläre Aktionen 
und symbolische Kampagnen mit 
kontinuierlichen sozialen Ausei- 





nandersetzungen verbinden? Wie 
stellen wir uns - perspektivisch 
- eine andere, eine demokrati- 
sche „Universität von unten” vor? 
Wie lässt sich die Verbindung 
mit Studierenden-Kollektiven an 
anderen Unis in der Schweiz (v.a. 
Basel und Bern), aber auch in den 
umliegenden Nachbarsländern 
vorantreiben? Und: Wie können 
Kämpfe an der Uni mit allgemei- 
ner Gesellschaftspolitik in einen 
Zusammenhang gebracht wer- 
den? Es wird also in naher Zu- 
kunft nicht zuletzt darum gehen, 
Möglichkeiten von Brückenschlä- 
gen zu suchen, von Verbindungen 
zwischen unterschiedlichen Rea- 
litäten und Kämpfen. 


Sarah Schilliger 


Das Schweizerische Institut für Auslandforschung (SIAF) 


Das SIAF - ein neoliberaler Think Tank mit einem Vorstand und Ku- 
ratorium, das sich wie das Who-is-Who des Schweizer FDP-UBS- 
Wirtschaftsfilzes liest - dient als eindrückliches Beispiel zur Ver- 
anschaulichung der engen Kooperation zwischen privaten Gross- 
unternehmen und dem Unternehmen Universität. Die Auswahl von 
Referenten wie Vasella und Brabeck passt zur Tradition des SIAF, 
das zwar behauptet, „politisch und wirtschaftlich” unabhängig zu 
sein, jedoch gleichzeitig „enge Beziehungen mit einer Reihe von 
Partnern (unterhält), die das Institut sowohl finanziell als auch 
ideell unterstützen" - wozu laut Website (www.siaf.ch) neben den 
Multis Nestle und Novartis auch die UBS, Swiss Re und die Credit 


Suisse gehören. 


>>> EuropaVerkehrsWende - JETZT! >>> 


Die aktuelle Umwelt-, Kli- 
ma- und Ressourcenkrise ver- 
langt nach Antworten. Win- 
fried Wolf, Chefredakteur der 
linken Wirtschaftszeitschrift 
Lunapark21 und Aktivist der 
Initiative 'Bürgerbahn statt 
Börsenbahn', stellt sein Inves- 
titions- und beschäftigungs- 
politisches Programm "Schiene 
Europa 2025’ vor. Er wird auch 
an der Sommerakademie von 
attac schweiz (5./6.9.2009 in 
Bern) als Redner teilnehmen. 


| - Die aktuelle Weltwirtschafts- 
krise ist auch eine Umwelt-, Kli- 
ma- und Ressourcenkrise. An ih- 
rem Ausgang stand die Explosion 
des Ölpreises. In ihrem aktuellen 
Zentrum steht die Krise im Trans- 
portsektor, in der Logistik und in 
der Autoindustrie. 


II - Der Transportsektor hat sich 
seit Jahrzehnten weltweit und in 
Europa zugunsten des Strassen- 
(Pkw und Lkw) und des Luftver- 
kehrs entwickelt. In Europa wurde 
im Zeitraum 1970 bis 2006 die 
Zahl der mit Pkw zurückgelegten 
Personenkilometer um das 2,6-fa- 
che gesteigert. Allein der Anstieg 
der Pkw-Personenkilometerleis- 
tung, die es 2000 bis 2006 gab 
(um rd. 300 Milliarden Pkm) ent- 
spricht der gesamten Personenki- 
lometerleistung der Eisenbahnen 
im Jahr 2006. 


III - Im Personen- und im Güter- 
verkehr Europas werden damit 
seit Jahrzehnten diejenigen Trans- 
portarten gestärkt, die die Umwelt 
und das Klima am stärksten belas- 
ten und die Lebensqualität erheb- 
lich einschränken. 


IV - Es ist nicht in erster Linie 
der Markt und es sind nicht vor 
allem die Bedürfnisse, die in den 
verkehrten Verkehr münden. Ent- 
scheidend ist eine Verkehrsmarkt- 
ordnung, die Auto und Flugzeug 
bevorzugt, und eine spezifische 
Infrastrukturpolitik: Zwischen 
1970 und 2005 wurde das Auto- 
bahnnetz verdreifacht, das Schie- 
nennetz um ein Achtel reduziert 
und die Bahnhofsdichte halbiert. 


V - In krassem Gegensatz zu vie- 


len Sonntagsreden steigt die CO2- 
bedingte Klimabelastung durch 
den Verkehrssektor massiv an. 
Der Verkehrssektor ist zugleich 
dafür verantwortlich, dass es in 
Europa seit 1990 keinerlei Re- 
duktion der CO2-Emissionen gibt 
und dass die CO2-Belastung ohne 
eine Verkehrswende noch gestei- 
gert wird. Dabei ist ausschliesslich 
der Strassen-und der Flugverkehr 
für diese verheerende Bilanz ver- 
antwortlich. Im Schienenverkehr 
konnte, trotz eines deutlichen 
Wachstums, die CO2-Belastung 
deutlich reduziert werden. 


VI - Mit der Krise kommt es zu 
einer zusätzlichen Förderung des 
Strassen- und des Luftverkehrs 
(u.a. durch Senkung der Kfz-Steu- 
ern, Abwrackprämien, Subventio- 
nen für Auto- und Flugzeugbauer). 
Vor allem droht ein beschleunigter 
Ausbau der Infrastruktur für den 
Strassen- und Flugverkehr und ein 
weiterer Abbau der Schienennet- 
ze, Letzteres vor allem im Rahmen 
der Bahnprivatisierungen. Damit 
wird die bisherige Infrastruktur- 
politik, die den verkehrten Verkehr 
produzierte, fortgesetzt. 


VII - Die weltweite Krise muss 
Anlass sein, den Zwang zum fort- 
gesetzten Verkehrswachstum zu 
hinterfragen. Die Steigerungen 
der je Person zurückgelegten Per- 
sonenkilometer sind nicht primär 
Ausdruck von mehr Mobilität. Sie 
resultieren aus der Beseitigung 
dezentraler Strukturen und aus 
strukturellen Zwängen (z.B. hohe 
Miet- und Wohnungspreise in den 
Zentren; Förderung vom "Wohnen 
im Grünen"). Die enorme Steige- 
rung der "Transportintensität" 
(der in einer Ware enthaltenen 
Transportkilometer) ist kein Ge- 
winn an Lebensqualität, sondern 
v.a. der Subventionierung der 
Transportpreise geschuldet. Im 
Zentrum einer Verkehrswende- 
Politik steht die Vermeidung von 
Verkehr und dann die Verlagerung 
von Verkehren auf Füsse, Pedale 
und Schienen. 


VIII - Europa ist der einzige Konti- 
nent der Welt, auf dem die Schie- 
ne als Alternative zum Pkw- und 
Kurzstreckenflugverkehr und zu 


Lkw-Transporten relativ kurzfris- 
tig und massenhaft zum Einsatz 
kommen kann: Noch gibt es hier 
ein rund 250.000 Kilometer lan- 
ges Schienennetz, das die Fläche 
weitgehend abdeckt. Das Pro- 
gramm Schiene Europa 2025 setzt 
hier an. Erforderlich sind u.a. ein 
Ausbau des europaweiten Schie- 
nennetzes um 35.000 km (was 
dem Stand von 1970 entspricht); 
eine umfassende Elektrifizierung 
und Modernisierung des Netzes 
und des rollenden Materials, eine 
Revitalisierung von 25.000 Bahn- 
höfen und die Realisierung von 
flächendeckenden Schienenver- 
kehrsangeboten mit der Orien- 
tierung an dem Modell des inte- 
gralen Taktverkehrs (Modell SBB/ 
Schweiz). 


IX - Mit der Verwirklichung eines 
solchen - in eine allgemeine Poli- 
tik der Verkehrswende eingebette- 
ten - Programms können nach der 
Modellrechnung des Programms 
Schiene Europa 2025 die ver- 
kehrsbedingten CO2-Emissionen 
bis zum Jahr 2020 auf ein Viertel 
des bisherigen Volumens reduziert 
werden. Dadurch ist die Halbie- 
rung der gesamten Kohlendioxid- 
Emissionen möglich. Nur auf diese 
Weise kann der auf internationa- 
ler Ebene zu Recht von Europa ge- 
forderte Beitrag zur Senkung der 
CO2-Emissionen geleistet werden. 


X - Das Programm Schiene Euro- 
pa 2025 kommt für den 15-Jah- 
reszeitraum 2010-2025 auf ein 
Volumen von rund 500 Milliarden 
Euro. Das entspricht dem, was 
derzeit allein jeweils die deutsche 
oder die britische Regierung in 
den Finanzsektor "investiert" - in 
zwei bis drei Jahren! Und anders 
als diese Bankenrettungspro- 
gramme, die viel kosten, wenig 
bringen und sich nie amortisieren, 
ist das Programm Schiene Europa 
2025 komplett gegenfinanziert: 
Mit seiner Realisierung würden 
sich die derzeit hohen Unterstüt- 
zungszahlungen der Staaten an 
die Eisenbahnen schnell drastisch 
reduzieren. Vor allem kommt es 
damit zu der erforderlichen Re- 
duktion der extrem hohen "ex- 
ternen Kosten" des Strassen- und 


Flugverkehrs (Kosten durch Lärm, 
Umweltzerstörung, Klimabelas- 
tung, durch den Verkehr verur- 
sachte Krankheiten, durch - allein 
im Zeitraum 2010-2025 - 500.000 
Strassenverkehrstote usw.). 


X| - Gegenwärtig werden fast alle 
staatlichen Massnahmen mit dem 
Argument "Schutz der Arbeits- 
plätze” begründet. In Wirklichkeit 
"investiert" der Staat meist in 
Prozesse der Kapitalkonzentration 
und der Rationalisierung, was zu 
massenhaften Belegschaftsabbau 
führt. Bei den Schiene Europa 
2025-Investitionen handelt sich 
um Investitionen in Bereichen, bei 
denen eine Einheit Kapital weit 
mehr Jobs erhält und neue schafft 
als dies z.B. in der Autoindustrie 
oder bei Banken der Fall ist. Hier 
werden auch in erster Linie dau- 
erhafte Arbeitsplätze geschaffen. 
Die im Programm Schiene Europa 
2025 unterstellte Verdopplung des 
Schienenverkehrs bis 2025 wird, 
zusammen mit der erforderlichen 
grösseren personellen Präsenz im 
Servicebereich, dazu führen, dass 
zusätzlich mindestens 1,5 Milli- 
onen Menschen - im gesamten 
Eisenbahn- und Bahntechnik- 
Bereich dann 2,5 Millionen Men- 
schen - dauerhaft Beschäftigung 
finden. 


XII - Mit dem Programm Schie- 
ne Europa 2025 wird in eine 
verkehrspolitische Entwicklung 
investiert, auf die die Attribute 
“gute Arbeit”, “nachhaltig” und 
"zukunftsfähig” zutreffen. Die 
Verwirklichung dieses Programms 
zielt in erster Linie auf einen Ver- 
kehrssektor, der die Klima- und 
Umweltbelastungen deutlich 
reduziert und die Mobilitätsbe- 
dürfnisse berücksichtigt. Diese 
Politik hat zugleich den wichtigen 
"Nebeneffekt", dass - als eine Art 
Sonderbeitrag in den Zeiten der 
Krise - ein grosser Beitrag zum 
Erhalt von Arbeitsplätzen und zur 
Schaffung von deutlich mehr als 
einer Million neuer Arbeitsplätze 
geleistet wird. 


Winfried Wolf 


Weitere Informationen: 
www.bahn-fuer-alle.de 


>>> Opfer für die Banken 


oder Opfer der Banken? >>> 


Mag Wompel, Soziologin, 
freie Journalistin und ver- 
antwortliich für LabourNet 


Germany (www.labournet.de) 
schreibt, was uns an der Fi- 
nanz- und Wirtschaftskrise 
wirklich interessieren sollte 
und was Not tut. Dieser Arti- 
kel ist in Lunapark 21 (Win- 
ter 2008/2009) erschienen. 


Alle überschlagen sich im Repa- 
raturbetrieb des Kapitalismus, 
obwohl dieser - gerade deswe- 
gen - wunderbar funktioniert: für 
die Reichen. Auch Linke kritisie- 
ren „Missstände” und wollen das 
System, zu dem diese gehören, 
schützen durch Staat, Finanz- 
aufsicht, Knast, Moral, Spassver- 
bot („Casino schliessen"), Wirt- 
schaftswachstum, Regulierung 
und Zivilisierung. Fördern UND 
fordern bleibt den Hartz-IVern 
vorbehalten. Am hilflosesten ge- 
bärden sich die Gewerkschafts- 
führungen mit protektionisti- 
schen Konjunkturprogrammen, 
ersten Tarifkonzessionen und 
korporatistischer Solidarität mit 
den Banken, nicht ihren lohnab- 
hängigen Opfern. 


„Eine Krise kann jeder Idiot 
haben. Was uns zu schaffen 
macht, ist der Alltag." (Tsche- 
chow) 


Das Geld fliesst nun mal dorthin, 
wo die besten Anlagemöglichkei- 
ten winken. Seit den - angeblich 
auch so Goldenen - 1970er Jah- 
ren gab es davon immer mehr 
und es wollte bessere Profite als 
die in der Realwirtschaft. Zur 
Überakkumulation haben Mik- 
roelektronik und Globalisierung, 
Deregulierung und Prekarisierung 
beigetragen. Sozialabbau, Lohn- 
verzicht und Niedriglöhne haben 
also durchaus ihren Anteil an der 
aktuellen Krise. Doch auch ohne 
ständige Reallohnverluste und 
auch mit (National-) Keynesia- 
nismus gibt es keinen „gerechten 
Lohn” und keine „gute Arbeit”. 


Sicherlich ist die Erpressbarkeit 
durch die Drohung des Arbeits- 


platzverlustes stärker geworden. 
Doch sind diese Erpressungen 
von den meisten Lohnabhängi- 
gen lieber in Kauf genommen 
worden, als dass versucht wor- 
den wäre, diese Erpressbarkeit 
durch den Kampf gegen die 
Hartz-Gesetze zu mildern. Die 
nun angeblich skandalöse indi- 
viduelle Gier hiess früher Profit- 
maximierung, ist systemimma- 
nent und hat auch die „kleinen 
Zocker an den Fliessbändern und 
die alltäglichen Versicherungs- 
Optimierer nicht verschont. All 
das Finanzgeschehen war inter- 
essengeleitet und auch unter den 
Lohnabhängigen breit akzeptiert. 
An diesen Interessen hat sich 
nichts geändert. Die aktuelle Ver- 
trauenskrise sollte ihnen endlich 
die Akzeptanz entziehen. 


Der Steuerzahler 


zahlt immeralles... 


..ob Subventionen oder Kriege, 
und die grösste Last tragen die 
Niedrig- bis Durchschnittsver- 
diener. So lange das funktio- 
niert, funktioniert der Kapita- 
lismus hervorragend. Was wird 
sich nun also ändern? Wenn die 
Rettungspakete greifen, wird die 
Staatsverschuldung (verursacht 
durch die Reichen!) die Demon- 
tage der öffentlichen Dienste 
sowie den Sozialabbau drastisch 
beschleunigen (und für diese als 
Rechtfertigung dienen). Die Kri- 
senentwicklung wird dies aber 
nicht stoppen können. Wenn sie 
nicht greifen, wird auch der Ar- 
beitsplatzabbau in der Realwirt- 
schaft drastisch beschleunigt. 
Eine weitere Umverteilung der 
Steuerlast von oben nach unten 
ist so oder so sicher, denn die 
Erhöhung der Kapitalrentabilität 
zu Lasten der Lohnabhängigen 
ist das Ziel jeder Rettungsaktion 
des Kapitals. So oder so bedeu- 
tet daher der Schrei nach dem 
Staat (wenn es sich nicht gar 
um moralisierende und bettelnde 
Appelle handelt), den Bock zum 
Gärtner zu machen und autori- 
täre, repressive Krisenszenarien 


(Bundeswehreinsatz im Innern) 
zu akzeptieren. Der Steuerzahler 
zahlt immer alles, nur in den sel- 
tensten Fällen („faule Erwerbs- 
lose" oder Grundeinkommen) 
kümmert er sich darum, was mit 
diesem meist hart erarbeiteten 
Geld geschieht. 


Unsere Rettung, nicht 
die der Banken! 


Natürlich liegt die Stabilisierung 
dieses Finanzwesens nicht im ge- 
sellschaftlichen Interesse, natür- 
lich ist das bedingungslose Ban- 
kenrettungspaket ein Skandal, 
natürlich ist es eine Ohrfeige für 
alle Eltern schulpflichtiger Kinder 
und für alle Hartz-IV-Empfänge- 
rinnen - letztere kosten lediglich 
23 Milliarden Euro jährlich... 
Doch wer den vorgeblichen Sach- 
zwang und Finanzierungsvorbe- 
halt akzeptierte und immer noch 
akzeptiert, kann nun nicht anders 
als moralisch anzuprangern, ver- 
arscht worden zu sein - und sich 
weiterhin verarschen zu lassen. 
Wir sitzen eben nicht im gleichen 
Boot. Die letzten 20 Jahre hätten 
es eigentlich jedem zeigen müs- 
sen: Geht es den Unternehmern 
gut, geht es uns noch lange nicht 
gut. Nicht die Wirtschaft braucht 
die Befreiung von der Existenz- 
not, die Menschen brauchen sie. 
500 Milliarden (weltweit bereits 
über 3 Billionen) Euro an die 
Banken? Warum nicht für die 
Opfer der Banken? Warum nicht 
an alle durch ein bedingungslo- 
ses Grundeinkommen, das von 
Zwang, Angst und Not befreit? 
Anstatt immer noch die Real- 
wirtschaft undifferenziert und 
masslos gegenüber dem „fikti- 
ven Kapital" überzubewerten, 
sollte diese lieber einer ebenso 
strengen Analyse unterzogen 
werden wie nun (angeblich) das 
Finanzsystem. Zur Realwirtschaft 
gehört die tägliche Überausbeu- 
tung, krankmachende Arbeits- 
bedingungen und Erniedrigung 
- egal, ob es sich dabei um Au- 
tos, Rüstungsgüter oder Sozial- 
schnüffler handelt. Die einzige 


Realwirtschaft, um deren Erhalt 
wir uns sorgen müssten, existiert 
kaum bis gar nicht: die inter- 
national gerechte, humane und 
ökologische Herstellung von Pro- 
dukten und Dienstleistungen, die 
wir brauchen, um unsere tägliche 
Not zu stillen und gemeinsam 
Spass zu haben. Ohne Rücksicht 
auf Sachzwänge des ausbeute- 
rischen Systems, ohne Rücksicht 
auf die Finanzierbarkeit, ohne 
den Umweg über die zuerst in 
Form der Binnennachfrage zu 
rettende „Realwirtschaft", die 
tagtäglich dafür sorgt, dass 
unsere Not eben nicht gelin- 
dert wird. Die Bänder bei Opel, 
Daimler etc. stehen still - erste 
Vorboten einer dramatischen 
Krise oder endlich ein Schritt zu 
Klimaschutz und „guter Arbeit"? 
Menschen brauchen Güter und 
Infrastruktur, sie brauchen weder 
Geld noch Lohnarbeit, noch eine 
„Realwirtschaft", die sich um 
diese Bedürfnisse nicht kümmert 
und keine Produktionsweise, die 
diesen Bedürfnissen entgegen- 
steht. Dieser aktuelle Sachzwang 
ist also nicht unserer. Unsere - 
solidarischen - Bedürfnisse sind 
unser Sachzwang. Schon mög- 
lich, dass eine Revolution nicht 
auf der Tagesordnung steht (und 
eine solche, die eine Verelendung 
als Voraussetzung hat, wäre kei- 
ne emanzipatorische). Übersetzt 
man aber „Revolution” wörtlich, 
dann steht just dies an: die Um- 
wälzung der bestehenden Ver- 
hältnisse. Denn unser Sachzwang 
heisst: internationaler Wider- 
stand und politische Streiks. 


Mag Wompel 


>>> Die Linie nach unten. 


Argumente für einen gesetzlichen Mindestlohn in de 


Gesetzliche Mindestlöhne sind 
in vielen europäischen Ländern 
seit Langem eingeführt worden. 
In der Schweiz wird das Thema 
gerade in Zeiten der Krise breit 
diskutiert. Wir publizieren hier 
einen Beitrag von Alessand- 
ro Pelizzari, Regionalsekretär 
der Gewerkschaft Unia Genf, 
über die gewerkschaftliche 
Diskussion zum Mindestlohn. 


Über die Frage, ob auch in der 
Schweiz ein gesetzlicher Min- 
destlohnn eingeführt werden 
sollte, wird inzwischen rege dis- 
kutiert. In verschiedenen Kanto- 
nen (Waadt, Genf, Tessin, Wallis) 
wurden entsprechende Volksin- 
itiativen lanciert, und auch in- 
nerhalb der Unia hat die Debatte 
nach dem Kongressantrag der 
Region Genf nun begonnen. 


Partnerschaft 


Schutzschild gegen 
Prekarisierung und 


Krise 


Die Forderung nach einem staat- 
lichen Schutzschild gegen tiefe 
Löhne erscheint auf den ersten 
Blick angesichts der zunehmen- 
den Prekarisierung auf dem Ar- 
beitsmarkt und der verschärften 
Wirtschaftskrise als eine gewerk- 
schaftliche Selbstverständlich- 
keit. Bereits in den 90er-Jahren 
war der Anstieg der Armut zu 
zwei Dritteln auf die Ausbreitung 
von Working Poor zurückzufüh- 
ren, und es gibt keinen Grund zur 
Annahme, dass die Unternehmen 
nicht weiterhin versuchen wer- 
den, durch die Zahlung von Nied- 
riglöhnen die sozialen Folgekos- 
ten der Krise auf die Beschäftig- 
ten abzuwälzen. 
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Dass davon vor allem Frauen und 
Jugendliche betroffen sind, zeigt 
ein Blick auf die Statistiken: 
Working Poor kommen heute in 
den weiblich dominierten Tief- 
Iohnbranchen Gastgewerbe, De- 
tailhandel und Reinigungsgewer- 
be gehäuft vor, und obwohl dank 
der SGB-Mindestlonnkampagne 
der Anteil der Tiefstlohnbeziehe- 
rInnen beinahe halbiert worden 
ist, hat sich in gewerkschaftlich 
schwach durchdrungenen Sekto- 
ren die Situation für die Beschäf- 
tigten verschlechtert. 2006 ver- 
dienten noch immer 19,2 Prozent 
der weiblichen und 6,0 Prozent 
der männlichen Angestellten we- 
niger als 3'800 Franken, darunter 
überdurchschnittlich viele junge 
Arbeitnehmerlnnen. Es leuchtet 
also ein, dass insbesondere in 
Branchen ohne Gesamtarbeits- 
verträge (GAV) ein gesetzlicher 
Mindestlohn Tieflöhne bekämp- 
fen kann und grundsätzlich dazu 
beiträgt, die private Konsum- 
nachfrage zu stützen und damit 
die massive Einkommensumver- 
teilung zugunsten der Kapitalsei- 
te wieder rückgängig zu machen, 
die letztlich die aktuelle Banken- 
und Spekulationskrise mitverur- 
sacht hat. 


Die Argumente der 
Kritiker 


Dennoch hat es die Idee eines 
gesetzlichen Mindestlohnes nach 
wie vor schwer, sich durchzuset- 
zen. Arbeitgeber verweisen da- 
rauf, dass gesetzliche Mindest- 
löhne zu einem massiven Abbau 
von Arbeitsplätzen und zu einer 
weiteren Verschlechterung der 
Beschäftigungschancen von ge- 
ring Qualifizierten führen wür- 
den. Dagegen sprechen jedoch 
die Fakten: Befürchtungen, die 
Einführung eines Mindestlohnes 
in Grossbritannien im Jahre 1999 
würde zum Wegfall von bis zu 2 
Millionen Arbeitsplätzen führen, 
haben sich nicht bewahrheitet. 
Vielmehr ist die Beschäftigung in 
den ersten Jahren nach der Ein- 
führung um 25% gestiegen. 


Aber auch von gewerkschaftli- 
cher Seite wird der gesetzliche 
Mindestlohn traditionell mit 
Argwohn betrachtet. Erstens 
wird befürchtet, dass mit dem 
Mindestlohn das hohe Gut der 
Sozialpartnerschaft relativiert 
wird und die Gewerkschaften 
weiter Gestaltungskompetenzen 
an den Staat verlieren. Zweitens 
sind viele besorgt, dass ein ge- 
setzlicher Mindestlohn das be- 
stehende Lohngefüge nach unten 
drücken könnte. 


Zum ersten Argument muss 
festgehalten werden, dass die 
Schweiz zu den wenigen euro- 
päischen Ländern ohne gesetz- 
lichen Mindestlohn gehört. Im 
Gegensatz zu diesen Ländern hat 
die Schweiz aber weder einen 
hohen gewerkschaftlichen Orga- 
nisationsgrad (wie etwa in den 
skandinavischen Ländern) noch 
ein flächendeckendes GAV-Netz 
(wie etwa in Österreich oder Ita- 
lien). Selbst in Deutschland, wo 
der GAV-Deckungsgrad in zehn 
Jahren von 76% auf 68% ge- 
fallen ist und damit noch immer 
deutlich höher liegt als in der 
Schweiz - wo nur rund 40% der 
Beschäftigten einem GAV mit 
verbindlichem Mindestlohn un- 
terstellt sind -, fordern die Ge- 
werkschaften nun mit Vehemenz 
einen gesetzlichen Mindestlohn. 
Kurzum: Ein gesetzlicher Min- 
destlohn ist umso notwendiger, 
je geringer die Verhandlungs- 
macht der Gewerkschaften oder 
der Abdeckungsgrad von GAV ist. 


Zum zweiten Argument ist zu 
sagen, dass die gegenseitige Er- 
gänzung von gesetzlichen Rah- 
menbedingungen und vertrag- 
licher Ausgestaltung auch in 
der Schweiz nichts Neues ist. Es 
gibt den gesetzlichen Mindest- 
urlaub (4 Wochen) und trotzdem 
deutlich höhere vertragliche Ur- 
laubsansprüche; dasselbe gilt für 
die Lohnfortzahlung im Krank- 
heitsfall. Und auch die gesetzli- 
che Höchstarbeitszeit hat bisher 
vertraglich niedrigere Normalar- 
beitszeiten nicht verhindert. Fest 
steht: Die Festsetzung von tarif- 


r Schweiz >>> 


lichen Standards ist nach wie vor 
der direkte Ausdruck bestehender 
Kräfteverhältnisse, und bereits 
jetzt bestehen in gewerkschaft- 
lich schwach organisierten Bran- 
chen niedrige Mindestlöhne. 


Ausländische Erfahrungen zei- 
gen, dass die Wirkung des ge- 
setzlichen Mindestlohnes vor 
allem von seiner absoluten Höhe 
abhängt. Wird er zu niedrig fest- 
gelegt, bekommt er nur kosmeti- 
schen Charakter oder legitimiert 
gar bestehende Niedriglöhne. Ist 
er umgekehrt hoch genug, wird 
damit die gewerkschaftliche Ver- 
handlungsmacht eher erhöht: In 
Grossbritannien beispielsweise 
haben rund 1,5 Millionen Be- 
schäftigte von der Einführung 
des gesetzlichen Mindestlohnes 
profitiert, womit die strukturell 
schwächere Verhandlungsposi- 
tion von prekär Beschäftigten 
gegenüber potenziellen Arbeit- 
gebern gestärkt werden konnte. 
Klar ist, dass die Existenz eines 
gesetzlichen Mindestlohns eine 
logische Konsequenz auch für die 
GAV-Löhne hat: Diese können 
nicht die vom Gesetz vorgesehe- 


ne Mindestnorm unterschreiten. 


Ein Blick ins Ausland macht au- 
sserdem deutlich, dass ein gesetz- 
licher Mindestlohn keineswegs 
eine einseitige Angelegenheit des 
Staates ist. In der Regel werden 
Gewerkschaften und Arbeitgeber 
an der regelmässigen Anpassung 
des gesetzlichen Mindestloh- 
nes beteiligt. So existiert z.B. in 
Grossbritannien eine Kommissi- 
on, die sich aus Vertretern von 
Sozialpartnern und Wissenschaft 
zusammensetzt. In Belgien wird 
der gesetzliche Mindestlohn di- 
rekt im Rahmen nationaler Ta- 
rifverhandlungen zwischen Ar- 
beitgebern und Gewerkschaften 
festgesetzt. Die Entwicklung des 
gesetzlichen Mindestlohnes ist in 
jedem Fall Gegenstand öffentli- 
cher Auseinandersetzungen und 
bietet damit den Gewerkschaften 
entsprechende politische Ein- 
flussnahme. Es zeigt sich also, 
dass die konkrete Ausgestaltung 
der Modalitäten den Gewerk- 
schaften durchaus jenen Raum 
zukommen lassen kann, den sie 
auf Vertragsebene dadurch etwas 
verlieren. 





Modell und Mobili- 


sierung 


Auf der Grundlage dieser Über- 
legungen hat die Unia Genf 
ein Modell ausgearbeitet, wel- 
ches den Mindestlohn für eine 
40-Stunden-Woche auf der Höhe 
von zwei Dritteln des Medianloh- 
nes festlegt. Regional angepasst 
bedeutet dies beispielsweise in 
Genf 4'200 Franken, womit der 
Lohn von rund 15% der Bevölke- 
rung angehoben würde. Das Mo- 
dell sieht die Jährliche automa- 
tische Anpassung des Mindest- 
Iohnes an der Entwicklung des 
Medianlohnes vor; falls die Teu- 
erung diese Entwicklung über- 
steigt, wird er dem Teuerungs- 
index angepasst. In jedem Fall 


> Buchtipps für den Spätsommer > 


hätte die tripartite Kommission 
die Kompetenz, einen darüber 
liegenden Lohn auszuhandeln. 
Um die in der Regel höheren 
GAV-Löhne zusätzlich zu stüt- 
zen, könnte daran durchaus die 
Forderung gekoppelt werden, die 
Allgemeinverbindlicherklärung 
von branchenbezogenen vertrag- 
lichen Mindestlöhnen zu verein- 
fachen. Beide Elemente erfordern 
indes gesetzliche Veränderungen 
und müssen demnach politisch 
durchgesetzt werden. Eine breite 
gewerkschaftliche Mobilisierung 
ist angesichts der Krise denn 
auch dringend nötig. 


Alessandro Pelizzari 


Die beiden hier erwähnten Bücher zeigen auf 
wie die jetzigen Krisen als Gesellschaftspro- 
jekt überwunden werden können beruhend 
auf einem integralen Menschenbild : 


e Gil Ducommun : Nach dem Kapitalismus, 
ISBN 3-936486-80-9. Das Buch beschreibt 
eine Wirtschaftsordung einer küftigen Ge- 
sellschaft, die es allen Menschen ermögli- 
chen soll, sich zu verwirklichen und Achtung 
der Mitwelt zu verschaffen. Ein lebensdien- 
liches Gesellschaftsprojekt wird skizziert. 


e Christoph Zollinger : Die Debatte läuft, 
ISBN 3-86616-006-2. Es werden Thesen für 
Gesellschaft, Wirtschaft und Politik darge- 
legt. Vorstellungen, Perspektiven, Prinzipien 
und Lösungsmöglichkeiten werden umris- 
sen. 


Im folgenden Buch werden die unbewussten 
Vorgänge beschrieben mit welchen Macht 
entsteht: 


e Mario Erdheim : Die gesellschaftliche 
Produktion von Unbewusstheit, ISBN 978- 
3518280652. Eine Einführung in den eth- 
nopsychoanalytischen Prozess wird an- 
hand mehrerer geschichtlicher Vorgänge 
gegeben. Menschen in der Funktion als 
Machthaber (= obere Schicht) erzeugen bei 
anderen Menschen Abhängigkeit durch Ma- 
nipulation. Dies kann letztlich bis zu völliger 
Absurdität führen und zu Handlungen der 
Betroffenen gegen ihr ursprüngliches natür- 
liches Interesse. In jeder Gesellschaft gibt es 
derartige Konstellationen. Sie bleiben lange 
unerkannt, da sie bei den Betroffenen im 
Unbewussten verborgen zum Gedeihen ge- 


11 


bracht werden. Mit Hilfe der Kenntnisse des 
"memetic engineering" eingesetzt in ethisch 
höchst fragwürdiger Form wird die Produk- 
tion von Unbewusstheit bewusst vorange- 
trieben. 


Wo und in welcher Form dies heute in der 
westlichen Welt geschieht, decken die 
Schriften vom VSA-Verlag auf: 


e Gerd Peter Herausgeber) : Grenzkonflikte 
der Arbeit, ISBN 978-3-89965-234-5. In 
unserer Gesellschaft entstanden in letzter 
Zeit Veränderungen, die erhebliche Kon- 
sequenzen auf die Arbeit haben und somit 
Prekarisierung und gesundheitliche Schädi- 
gung voran treiben. 


Urs Haller von attac basel 


>>> 


Initiative für ein Verbot 


von Kriegsmaterial-Exporten >>> 


Die Initiative für ein Verbot 
von Kriegsmaterial-Exporten, 
von der GSoA (Gruppe Schweiz 
ohne Armee) lanciert und unter 
anderen von attac schweiz un- 
terstützt, kommt im Herbst zur 
Abstimmung. Ein wuchtiges Ja 
empfiehlt sich! (Red.) 


Schweizer Waffen tö- 


ten - weltweit 


Waffen sind kein Produkt wie 
jedes andere. Sie werden herge- 
stellt, um Menschen zu töten. 
Möglichst viele, möglichst effizi- 
ent. Auch die vermeintlich neu- 
trale Schweiz mischt kräftig mit 
in diesem dreckigen Geschäft. 72 
Staaten wurden im Jahr 2005 mit 
Schweizer Kriegsmaterial belie- 
fert. Zurzeit dienen die exportier- 
ten Schweizer Waffen vor allem 
dem sogenannten "Krieg gegen 
Terror", mit dem die USA und ihre 
Verbündeten in Wahrheit primär 
wirtschaftliche Ziele verfolgen. 
Aber auch Entwicklungsländer 
und Krisengebiete werden re- 
gelmässig mit Schweizer Waffen 
beliefert. Damit unterläuft die 


>>> Aktivitäten von attac Basel 


attac basel hat in den letzten 
Monaten drei Veranstaltungen 
zur Krise organisiert. Es ging 
darum, Zusammenhänge ge- 
meinsam zu diskutieren und zu 
verstehen. 

Heute scheint es fast so, als 
würde die Kritik, die attac und 
andere Kreise schon seit Jahren 
formulieren, in der Öffentlich- 
keit breit aufgenommen. Überall 
kann man über den entfesselten 
Finanzkapitalismus und seine 
Krisenanfälligkeit lesen. Weniger 
hört man über die Folgen dieser 
schwersten Krise seit Jahrzehn- 
ten für die Menschen hier und 
jetzt, über zunehmende Arbeits- 
losigkeit, über (berechtigte) Exis- 
tenzängste auch jener, die (noch) 
Arbeit haben. Ganz vergessen 
wird meist der konkrete, mör- 


Schweiz ihre eigenen entwick- 
lungs- und friedenspolitischen 
Bemühungen. 


Das will die Initia- 
tive 


Die Volksinitiative für ein Verbot 
von Kriegsmaterial-Exporten will 
dem Geschäft mit dem Tod einen 
Riegel schieben. Mit einem Ver- 
bot von Waffenausfuhren kann 
die Schweiz ihrem humanitären 
Engagement neue Glaubwür- 
digkeit verleihen und ein star- 
kes Zeichen für eine friedliche- 
re Welt setzen. Die Schweiz ist 
wirtschaftlich nicht auf Waf- 
fenausfuhren angewiesen. Die 
Umstellung der Rüstungsbetriebe 
auf zivile Produktion muss vor- 
angetrieben werden. Die Initia- 
tive sieht flankierende Massnah- 
men vor, mit denen der Bund die 
vom Ausfuhrverbot betroffenen 
Regionen und Arbeitnehmenden 
unterstützen soll. 


GSoA 
Weitere Infos: 
www.kriegsmaterial.ch 


derische Hunger, den diese im 
Norden verursachte Krise in den 
Länder des Südens bewirkt und 
verschärft. 


Trotz kritischer Ansichten in der 
Öffentlichkeit scheint es sehr 
schwierig, Einfluss zu nehmen 
und alternativen Konzepten mehr 
Gehör zu verschaffen. Mobilisie- 
rungen unter dem Motto "Wir 
bezahlen nicht für eure Krise” 
entfalteten bisher noch zu wenig 
Durchschlagkraft, um die Positi- 
on der Mächtigen nachhaltig zu 
erschüttern. Es bleibt noch viel 
zu tun, um einer anderen, mög- 
lichen und nötigen Welt näher zu 
kommen. 


Bei attac spüren wir dennoch 
ein vergrössertes Interesse an 
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Mitmachen und Kontakt 


Auf einen Artikel reagieren ? Einen Text zur Veröffentlichung vor- 
schlagen ? Bei attactuell mitmachen ? Gerne ! Kontaktadresse : 
attactuell@attac.org, oder über eine der drei Deutschschweizer 


attac-Sektionen : 


attac basel, 


Postfach, 4002 Basel, basel@attac.org, www.local.attac.org/basel 


attac- bern, 


Postfach 520, 3000 Bern 9, bern@attac.org, www.attac-bern.ch 


attac zürich, 


attac Zürich, 8000 Zürich, zurich@attac.org, 


www.local.attac.org/zurich 


Wer sich für die Mitarbeit in einer attac-Sektion interessiert oder 
auch einfach einmal reinschauen möchte, ist jederzeit herzlich 
willkommen. Infos über geplante Termine und Sitzungen sind bei 


den Gruppen erhältlich. Bis bald ! 


An dieser Nummer haben sich beteiligt : 


Marco Büchel, Maurizio Coppola, Urs Haller, Isabelle Paccaud, 
Michel Pellaton, Alessandro Pelizzari, Sarah Schilliger, Germaine 


Spörri, Karin Vogt 


Diskussionen, die über die An- 
prangerung der "Profitgier der 
Manager" hinausgehen. Wieder 
mehr Menschen sind interessiert 
an Analysen, die die Probleme im 
kapitalistischen System selber 
verorten. Davon zeugte unter an- 
derem die Teilnahme von jeweils 
50 bis 150 Personen an unseren 
drei Veranstaltungen : 


Mit Elmar Altvater, Politikwis- 
senschafter und Aktivist, haben 
wir bereits im Oktober 2008 die 
dreiteilige Veranstaltungsreihe 
mit Übertitel "Krise des Kapita- 
lismus ohne Ende ?” begonnen. 
Altvater präsentierte grundle- 
gende Thesen zu den möglichen 
politischen Alternativen zur Kri- 
se. An einer zweiten Veranstal- 
tung im Februar 2009 sprachen 


>>> 


die Soziologen Klaus Dörre aus 
Jena und Ueli Mäder aus Basel 
zum Thema "Nach dem Schock - 
Finanzmarktkrise und Prekarisie- 
rung‘. Hier ging es vor allem um 
die Auswirkungen der Krise in der 
Arbeitswelt und die Lebensper- 
spektiven der Lohnabhängigen. 
Mit Konjunkturprogrammen aus 
der Krise ? So hiess der Diskus- 
sionsabend Anfang Mai 2009, 
an dem die Ökonomin Mascha 
Madörin mit viel Detailwissen 
Ursachen der Krise und auch die 
meist nicht berücksichtigte Grö- 
sse der unbezahlten Arbeit er- 
läuterte, insbesondere mit Blick 
auf die Auswirkungen der soge- 
nannten Konjunkturpakete der 
Regierungen. Die Diskussion zu 
den angerissenen Themen geht 
weiter. 


